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Mit dieſer Nummer ſchließt die Verfaſſung das letzte Duartal 1865. Die Redaktion 
hofft, von ihren en das Zeugniß zu erhalten, daß fie nach beften Kräften beftrebt geweſen 
iſt, das Ziel, welches ſie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, im Auge zu behalten. 
Treu demſelben wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher und leicht faßlicher Weiſe 
alle unſer geſammtes Staatsleben berührende Fragen im Sinne der liberalen Partei beſprechen. 
In Hinblick auf die Neuwahlen, welche im Jahre 1866 bevorftehen, erſuchen wir unſere Leſer 
ganz befonders, für eine möglichſt große Verbreitung unſeres Blattes in ihren Kreiſen ſorgen 
zu wollen. Wir erſuchen unſere alten und neuen Freunde um rechtzeitige Erneuerung des 
Abonnements bei der Poſt, da nur in dieſem Falle die ununterbrochene Lieferung unſeres 
Blattes verſprochen werden kann. 4 


: des Jahr. dieſe Prinzipien zum dauernden Siege gelangen werden. 
Zaum Schluß des Jahres. Da wir in 1 Kante ee ba e 
Ji i agen zr das Jahr 1865, das in gedrängter Kürze Künde gegeben haben von allen 
vierte abe fe che G dei heat in unſerem wichen Wegen 1 engeren und weiteren 
engeren Vaterlande geführt wird, ohne daß das von der | Vaterlande, fo wie in der ganzen Welt, fo kann es heut 
Verfaſſung geforderte Staatshaushaltsgeſetz zu Stande zum Schluß des Jahreß nicht unſere Aufgabe fein, dieſe 
gekommen iſt, und es hat den Anſchein, als ob uns Ereigniſſe noch einmal zuſammenzufaſſen und dem Leſer 
die nächſte Zukunft noch keine Löſung des ſchweren Kon⸗ vorzuführen; wir haben uns heut nur die Aufgabe ge⸗ 
fliktes, unter welchem unſere ftaatliche Entwickelung lei- ſtellt, mit wenigen Worten uuſeren Leſern zwei Ereig⸗ 
det, bringen werde. Noch hält, wenn wir den Aeuße⸗ niſſe des vergangenen Jahres vor Augen zu halten, da⸗ 
rungen der Blätter, welche angeblich die Anſichten der Regie⸗ mit ſie daraus erkennen, wie Recht und Geſeglichkeit, 
rung dem Volke mittheilen follen, glauben dürfen, die Regie- Ziviliſation und Fortſchritt unaufhaltſam ihren Sieges⸗ 
rung unerſchütterlich daran feſt, daß die MReorganiſativu, lauf wollenden und zur Geltung kommen, wenn auch die 
welche nach Anſicht der Mehrheit unſerer Volksvertreter bie Ausſichten eines ſolchen Sieges einen Augenblick lang 
Kräfte unſeres Volkes in Friedenszeiten ſo anſtrengt, daß im trübe ſein mögen. Möge fie der Gedanke an dieſe 
Falle eines Krieges eine dauernde Anſpaunung dieſer Siege des Fortſchrittes und des Rechtes beſtimmen, mit 
Kräfte nicht möglich iſt, in allen ihren Theilen aufrecht weniger trüben Gedanken zurückzublicken auf das ver⸗ 
erhalten werden muß. Da nun aber vor Beſeitigung gangene Jahr, und möge er fie ſtärken für das kom⸗ 
dieſer Frage an eine Löſung des Konfliltes nicht zu mende Jahr, in welchem ſich ihnen von Neuem Gele⸗ 
denken iſt, fo ſollte man meinen, daß wir, die wir uns denheit bieten wird, durch Abgabe ihrer Stimmen am 
die Aufgabe geſtellt haben, mit allen unſeren Kräflen Wahlliſch das Ihrige zu thun zur lung des Konflik⸗ 
und auf allen geſetzlich zuläſſigen Wegen für die Lö- tes in unſerem Vaterlande. 5 
fung dieſes Konfliktes im Sinne der Majorilät der ven „Das erſte und größte Ereigniß des Jahres 
uns gewählten Volksvertretung zu, wirken, ziemlich hoff⸗ 1865 iſt die glückliche Bewältigung der Rebel⸗ 
nungslos in die Zukunft ſehen müſſen. Aber, wenn wir lion der Sklavenſtaaten von Nordamerika. Als die 
uns umſehen in der Welt, jo bietet uns grade die Ges Negerbarone aus Angſt vor der ihnen drohenden 
ſchichte des letzten Jahres jo freudige Anzeichen für den | Sflavenbefreiung bei der Wahl des Präſidenten Lincoln 
Sieg der Prinzipien der liberalen Partei, daß wir uns den Verſuch machten, den Süden der Union von dem 
daran wahrhaft ſtärken und in uns den Glauben ber Norden zu trennen, da waren fie im Beſitze faft ſämmt⸗ 
feſtigen können, daß auch bei uns über kurz oder lang licher Kriegsmittel des Staates. Sie hatten die allerdings 


1 


fir freie Alſsſee roptentpeil® zu ihrer Verfügung um 
faft alle militäriſch gebildeten Perſonen in der Union 
1 ihrer Partei an. Der Norden gebot in dem aus⸗ 
rechenden Kampfe nur über die größere Anzahl von 
Menſchen welche aber faſt durchgängig ohne jede mili⸗ 
täriſche Bildung waren. Sie wurden jedoch geſtärkt 
durch das Gefühl, für eine gerechte und gute Sache zu 
kämpfen. Getrieben von NN Gefühle eilten Hundert⸗ 
tauſende auf den Kampfplatz, unter ihnen die ganze 
kräftige Jugend der eingewanderten Deutſchen, welche 
mit wenigen Ausnahmen die Sache der geknechteten Ne⸗ 
ger zu der ihrigen machten. Vier Jahre lang währte 
der Kampf, bis es endlich gelang, die Rebellen gänzlich 
zu vernichten. 

Mit Freude wurde dieſe Kunde von der ganzen zivi⸗ 
liſirten Welt aufgenommen, aber in den Jubel über den 
erfochtenen Sieg miſchte ſich ſchnell ein Mißton. Abra⸗ 
ham Lincoln, welcher den Kampf ſiegreich zu Ende 
geleitet hatte, und welchen das Vertrauen ſeines Volkes 
noch vor Beendigung des Kampfes zum zweiten Male 
auf den Präſidentenſtuhl berief, er fiel von Moͤrders⸗ 
hand, und einen Augenblick glaubten die Vertheidiger der 
Sklaverei, durch dieſen Mord noch einmal das Glück des 
Kampfes wenden, und ihre verlorene Sache zu einer ſieg⸗ 
reichen machen zu können. Aber es bewährte ſich auf's 
glänzendſte bei dieſer Gelegenheit die Dauerhaftigkeit 
wahrhaft liberaler Einrichtungen. Nach Lincolns Tode 
beſtieg der Vicepräſident Fohnſon den Präſidentenſtuhl, 
und ohne die geringſte Störung wurden die Maßregeln 
zur vollſtändigen Befreiung der Sklaven fortgeſetzt. So 
iſt denn am Schluß des en 1865 in Nordamerika 
die Sklaverei allgemein äbgeſchafft, und nur freie Leute 
wohnen auf dem Gebiete, über welches das Sternen⸗ 
banner weht. Dieſer Sieg der Ziviliſation und des Fort⸗ 
ſchritts wird das Jahr 1865 für ewige Zeiten zu einem 
denkwürdigen machen, und es wird für alle Zeiten denen, 
welche dahin ſtreben, die freiheitliche Entwicklung eines 
Staates aufzuhalten, ein Wahrzeichen ſein, daß I Be 
mühungen vergebens fein müffen. 

Das zweite Ereigniß, welches wir unſern Leſern ins 
Gedächtniß zurückrufen wollen, iſt ſcheinbar klein und un⸗ 
bedeutend jenem gewaltigen Ereigniß in Amerika gegen⸗ 
über, aber trotzdem enthält es für uns eine treffliche, 
wohl zu beachtende Lehre. Es iſt dies der Thronwechſel 
in Belgien. Nach einer vierunddreißigjährigen, ſtreng 
konſtitutionellen Regierung ſtarb Leopold I., König von 
Belgien. Er hat während der Dauer ſeiner Regierung 
der Welt das Beiſpiel geliefert, wie die treue und ge⸗ 
wiſſenhafte Befolgung einer ſogenannten modernen Kon⸗ 
ſtitution zum Heile des Volkes und der Fürſten aus⸗ 
fällt. Er ſtarb tief betrauert von ſeinem Volke, und 
ſeine Regierung war feinem Sohne eine Lehre, wie er 
regieren müſſe, wenn er gleich ſeinem Vater vom 
Volke geliebt werden wolle. Von dieſem Gefühl durch⸗ 
drungen, ſprach Leopold II., welchen man früher 
für einen Anhänger der freiheitsfeindlichen ultra⸗ 
montanen Partei hielt, bei Ableiſtung des Eides 


auf die Verfaſſung vor den verſammelten Vertretern des 


i gende „Indem ich heute einem bei 
Lebzeiten ſo geehrten, nach ſeinem Tode ſo betrauerten 
Vater auf dem Throne folge, iſt meine erſte Zuſage vor 
den Erwählten der Nation, daß ich gewiſſenhaft den 
Lehren und Beiſpielen, die ſeine Weisheit mir hinterlaſſen, 
folgen und nie vergeſſen will, welche Pflichten mir dieſes 
koſtbare Vermächtniß auferlegte. Meine konſti⸗ 
tutionelle Miſſion ftellt mich außerhalb der 
Meinungskämpfe und überläßt es dem Lande 
ſelbſt, über ſie zu entſcheiden.“ Man ſieht, wenn 
der neue König wirklich früher einige Hinneigung zu den 
Lehren der ultramontanen Partei gehabt bat, 0 hat er 
in Hinblick auf das Beiſpiel ſeines Vaters dieſe Neigung 
unterdrückt. Die geſprochenen Worte zeigen von einem 
fo Acht konſtitutionellem Geiſte, daß man hoffen darf, 
Belgien wird in Zukunft ebenſo glücklich ſein, als das 
Land unter ſeinem erſten Könige war. 

Indem wir unſeren Leſern ſo aus dem Jahre 1865 
das Beiſpiel des Sieges der Ziviliſation unter dem Schutze 
liberaler Inſtitutionen und das Beiſpiel einer auf ſtreng 
konſtitutionelle Weiſe glücklich geführten Regierung ins 
Gedächtniß zurückgerufen haben, meinen wir, dieselben 
werden mit uns daraus die Hoffnung ſchöpfen, daß der 
Sieg der liberalen Inſtitution in der ganzen Welt ein 
ſicherer iſt. Mit dieſer Hoffnung blicken wir getroſt in 
die Zukunft. 


Politiſche Wochenſchau. 5 

Preußen. Die Feierkagszeit macht ſich in dem politiſchen 
Leben faft ebenſo bemerkbar, wie in dem . . 

i ini i icke einzutreten, wäh⸗ 
bead doch. Alte pft enen Gan fer oct. In der les 
wig⸗holſteinſchen Frage iſt allerdings wieder von ciner 
neuen Spannung die Rede, welche zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich vorhanden fein ſoll, aber wir glauben nicht, daß 
man in dieſem Augenblicke in Wien und Berlin ernſtlich au 
die Möglichkeit eines Krieges denkt. Preußen wird ſich weyl 
nicht mehr lange der Ueberzeugung verſchließen können, daß 
auf dem bisher betretenen Wege an eine Durchführung der 
Annexionspläue nicht zu denken iſt, und daß, wenn wirklich 
die Herbeiführung des bundesſtaatlichen Verhältniſſes zwiſchen 
dem neuen Staate und Preußen möglich werden ſoll, noih⸗ 
wendigerweiſe eine Syſtemsänderung in Preußen vorher ⸗ 
gehen muß. 5 

neber die Vorlagen, welche die Regierung dem Land- 
tage zu machen gedenkf, verlautet noch nichts Sicheres. Man 
ſpricht davon, daß ein neuer Plan zur Gründung einer Flotte, 
verbunden mit der 95 1 großen Kredits für die⸗ 
en Zweck, vorgelegt werden ſoll. 
I Sie big ce Frage wird auf dem bevorstehenden 
Landtage zur Entſcheidung kommen, nämlich die Frage, unipre 
halb welcher Grenzen der Artikel 78 der Verfaſſung ange⸗ 
wendet werden muß. Es handelt ſich nämlich darum, ob die 
Gehaltserhöhung, welche dem Abgeordneten von Eonſthau. 
ſen durch ſeine ee a e 

berbürgermeiſterſtelle in Kö u d 

i ee daß dadurch nach Watte 78 der Ver⸗ 


iſt, ſo anzuſehen iſt, Man führt an 89 


aſſung ſein Mandat erloſchen iſt. n 0 
anne nur eine interimiſtiſche ſei und daß das Ge; 
halt nicht vom Staat, ſondern von der Stadtkaſſe 
bezahlt werden, und daß deßhalb das Mandat nicht als er⸗ 
loſchen zu betrachten ſei. Wir find der entgegengeſetzten An⸗ 


KH 0 des Hrn. v. Ernſthauſen ift, wenn 
ſcht. Das Einkommen a 0 995 Stadt Königsberg erhält, 
er es auch aug dem cg erhöht worden, und es ift offenbar 
durch die Staatsregierung 0 worden "M 

der Sin 4e betreffenden Paragraphen der Verfaſſung, daß 
der en welchen die Staatsregierung auf ſolche Weiſe 
mögli 11 auf einzelne Abgeordnete ausüben kann, abge⸗ 
schwäche werde. Diele Rückſicht muß nach unſerer Anſicht 
allein bei Entscheidung der Frage maßgebend fein, und 
lauben wir nicht, daß man wirklich eruſtbaft gegen dieſe 
Auffaſſung der Sache Einwendung erheben wird. 
Die Erzbiſchofswahl für Gneſen in Poſen iſt jetzt 
vollzogen. Sie iſt auf Herrn v. Ledochowski gefallen, 
welcher der Kanditat der ultramontauen und der polniſchen 
Partei war. Der Umſtand, daß die Regierung ihn trotzdem 
als einen ihr genehmen Kanditaten erklärt hat, darf als ein 
neues Zeichen für das Bündniß der ultramontanen Partei 
mit der Regierung angeſehen werden. Wir hoffen, daß 
man dies am Rhein und in den übrigen Landestheilen, wo 
die ultramontane Partei ihre Thätigkeit entfaltet, bei den 
bevorſtehenden Wahlen nicht vergeſſen wird. Ueber die Erz⸗ 
biſchofswahl von Köln kann ſich das Kapitel mit der Re 
gierung noch immer nicht einigen. Die früheren Verhand⸗ 
lungen über biefen Gegenſtand haben feſtgeſetzt, daß Niemand 
in Preußen zum Biſchof gewählt werden ſoll der dem Könige 
persona minus grata (mißliebig) ſei. Man ſollte denken, 
das heiße klar und deutlich, der König habe zu beſtimmen, 
welche von den vorgeſchlagenen Kandidaten ihm genehm wären. 
Dem iſt jedoch nach na der Uliramontanen nicht fo, fie 
meinen, das Domkapitel habe ſelbſtſtändig darüber zu be⸗ 
ſtimmen, ob ein Kandidat dem Könige genehm oder nicht 
ſei. Das klingt faſt komiſch, aber es tft jo, und man ſieht 
daraus, daß daz Konkordat auch die Mode mitmacht, und 
ſich eine „Lücke“ angeſchafft hat. 

In Berlin erliſcht mit Ende dieſes Jahres das Mandat 
von neun Stabträthen, und ihre Stellen ſind noch unbeſetzt, 
da die Neuwahlen die Beſtätigung der Regierung nicht er⸗ 
halten haben. Wir können es alſo erleben, daß alsdann 
neun Kommiſſare der Regierung Mitglieder der Ver⸗ 
wallung der Stadt Berlin werden. Wie man ſagt, hat die 
Regierung deshalb ſchon bei verſchiedenen Perſonen, ſogar 
bei einigen nicht wiedergewählten Stadträthen angefragt, aber 
eine abſchlägig⸗ Antwort erhalten. Wahrſcheinlich werden 
dieſe Stellen alſo mit Regierungsbeamten beſetzt werden. 

Oeſterreich. Bis jetzt ſcheint die Verſöhnung zwiſchen 
der 1 und den Ungaru viel Ausſicht auf ein glück⸗ 
liches Ende zu haben, aber wir fürchten, daß ſchließlich alles 
am Geldpunkt ſcheitern wird. Es iſt für die ſo zerrütteten 
öſterreichiſchen Finanzen eine Lebensfrage, daß Ungarn ſich 
leichmäßig mit den übrigen Ländern an der Staatsſchuld 
belheligl. Thut es das nicht, ſo droht der Staatsbankerott. 
Zu einer ſolchen Uebernahme von Schulden hat aber der un⸗ 
gariſche Landtag nicht die geringſte Luſt. , : 

Frankreich. Der Finanzminiſter Fould hat einen Fi⸗ 
nanzbericht veröffentlicht, nach welchem vorausſichtlich das 
Budget fie 1867 mit einem Ueberſchuß von 92 Millionen 
abſchließen wird. 

Italien. Das Miniſterium, welches ſich nicht mehr in 
Uebereinſtimmung mit der Majorität des Parlamentes befand, 
hat feine Entlaffung gegeben, und iſt man im Augenblick 
zweifelhaſt, welcher Partei das neue Miniſterium angehören 
wird. Man darf aber als ſicher annehmen, daß das neue 
Miniſterium gern oder ungern eine bedeutende Verminderung 
er Armee vornehmen wird, um auf dieſe Weiſe die Ein ⸗ 
nahmen und Ausgaben des Staates möglicherweiſe ins 
Gleichgewicht zu bringen. 


Der Traum von der Aufhebung der Terfofung 


Wir faſſen nicht aun die Dinge an, die die reaktionären 
Blätter in die Welt hineinſchreiben. Aber wir müſſen doch 
unſere Schuldigkeit thun; wir müſſen doch zeigen, wie ge⸗ 
fährlich die Leute find, in deren Sinn ſolche Blätter geſchrie⸗ 
ben werden. Dieſe Menſchen behaupten mit dreiſter Stirn, 
daß ſie zu der „konſervativen“ Partei gehören, ja, daß ſie 
die allein „Konſervativen“ im Lande find. Aber fie haben 
durch ihr Treiben das Wort „konſervativ“ ſchon längſt ſehr 
in Verruf gebracht, und doch bezeichnet „konſervativ“ eigentlich 
einen Mann, der ſich bemuͤht, Alles, was gut und vernünftig 
in der Welt iſt, zu beſchützen und zu erhalten oder, wie man 
auf Lateiniſch ſagt: es zu konſerviren. Aber an ſolches Kon ⸗ 
ſerviren denken jene Leute eben gar nicht; im Gegentheil, fie 
wollen nichts Anderes in unſern Staaten beſtehen laſſen, 
als was jeder nachdenkende Menſch für unbrauchbar und 
berbechlich halten muß. So wollen fie in Stadt und Land, in 
Kreis und Gemeinde, in Kirche und Schule gerade alles 
dasjenige „konſerviren“, was wir in unſeren und unſerer 
Kinder Se ſchon feit vielen Jahren beklagt haben. 
Aber jedes Geſetz und jede Einrichtung, die wir den guten 
Zeiten des preußiſchen Staates verdanken, die wollen fie mit 
Stumpf und Stiel ausrotten. Wir zeigten ſchon neulich, 
daß ſie ihre ſchärfſten Pfeile gerade auf das koſtbarſte 
Gut richten, welches das preußiſche Volk in dem gegenwär⸗ 
tigen Menſchenalter ſich erworben und mit vieler Anſtrengung 
ſich a“ hat. 

Jeder von uns weiß, daß dieſes Gut unſere Berfai- 
fung iſt. Den Reaktionären aber iſt fie kein Gut, ſondern 
ein Dorn im Auge, weil ſie für das ganze Volk gemacht 
iſt, und nicht blos für eine bevorzugte Klaſſe von Leu⸗ 
ten. Wenn dieſe Verfaſſung wirklich und vollſtändig 
durchgeführt wird, dann iſt es mit der ganzen Macht und 
Herrlichkeit der Reaktionaire vorbei. Darum find fie nicht 
damit zufrieden, daß nur die Ausführung der für das Volk 
wohlthätigſten Beſtimmungen der Verfaſſung gehemmt und 
gehindert werde; nein, die ganze Verfaſſung ſoll zerriſſen 
und in's Feuer geworfen werden. Darum, wie 15 auch 
ſchon gezeigt haben, räth die „Berliner Revue“ dem Könige 
geradezu, er möge, trotz aller Eide bei nächſter Gelegenheit 
„die Verfaſſungsurkunde ſofort zumachen und bei Seite 
legen“. Die fair aber wird nicht müde, den Eidbruch zu 
beſchönigen und ihr gar als eine gute und legitime That 
anzupreiſen. So thut fie wieder in ihrem Blatt vom 16. 
Dez. die Aeußerung, daß es ein Vorzug des „legitimen“ 
Königthums vor dem, wie das Belgiſche, durch Volksrecht ent. 
ſtandenen ſei, daß es an ſeinem, „von Gott ſelbſt herſtammen⸗ 
den“ Rechte auch nicht das kleinſte Titelchen verliere, wenn 
ein legitimer König den Eid, den er bei ſeiner Thronbeſtei⸗ 
gung geleiftet, nicht halten konnte, oder nicht halten wollte. 

Gewiß iſt es der allerböſeſte Wille, der ſoche Rathſchläge 
und fo gottloſe Worte eingiebt, wie es im Grunde genommen 
jn auch Läſterungen auf das legitime Königthum ſelbſt find. 
Aber die reaktonären Schreiber und ihre Auftraggeber würden 
ihrem böſen Willen nicht fo ganz den Zügel ſchießen laffen, 
wenn ihre ſchlechten Leidenſchaften ihnen nicht auch den Ver⸗ 
ſtand ganz und gar verwirrt hätten. Denn bloße Unwiſſen⸗ 
heit iſt es nicht, die ſo verkehrte Gedanken in ihrem Kopfe 
entſtehen läßt. Sie wiſſen ja ſo gut, wie wir Andere, was 
o manchen Königsgeſchlechtern und ihren reaktionären Freun⸗ 
den und Verführern die Untreue gegen die Verfaſſung und 
die Geſetze des Landes eingebracht hat. Sie wiſſen ebenſo⸗ 
wohl, wie wir, daß die engliſchen Könige aus dem Hauſe 
Stuart, und daß die Bourbon ſchen Könige in Frankreich 
und Neapel mit ihrer ganzen Verwandtſchaft und mit ihrem 


LT | 
Anhange das Brod der Verbannung haben effen, ja zum 
Theil ſogar das Schaffot beſteigen müſſen, und das gerade 
darum, weil ſie ſich nicht entſchließen konnten, wie ehrliche 
Männer ihren Völkern Wort zu halten. Auch ſteht unſern 
Reaktionären eben fo gut wie uns das leuchtende Beiſpiel 
vor Augen, welches Belgien ſeit 34 und England ſeit bei⸗ 
nahe 200 Jahren den Staaten Europas gegeben habe. So 
lange hat in dieſen Ländern ein verfaſſungstreues Regiment 
gewaltet, und ebenſo lange iſt der innere Friede dieſer Völker 
nie ernſtlich, nie in ſolcher Weiſe geſtört worden, wie er 
etwa in Spanien ſeit 50 Jahren immer wieder und immer 
wieder geſtört wird. Denn ſo lange oder noch etwas länger 
beſteht auch in Spanien von Rechts wegen eine konſtitutio⸗ 
nelle Verfaſſung; aber das Spaniſche Volk hat nicht zur 
Ruhe kommen können, weil es nie eine Regierung gehabt 
hat, die dieſe Verfaſſung ehrlich zu halten geſounen war. 
Solchen Beiſpielen gegenüber iſt es doch wirklich Toll⸗ 
heit, wenn die Reaktionäre für ſich ſelbſt und wenigſtens 
ihrem Vorgeben nach auch für die Krone einen Vortheil 
darin ſehen wollen, wenn auch in Preußen nicht nach der 
Verfaſſung und nicht nach den Geſetzen des Landes regiert 
würde. Wo möglich aber noch toller iſt es, daß die Reak⸗ 
tionäre gar die vollſtändige Aufhebung der Verfaſſung 
erſtreben. Denn wollten ſie nur irgend einmal in einem 
ruhigen Augenblicke ihre Gedanken zuſammennehmen, fo 
müßten fie doch begreifen, was jedes Kind begreift. Sie 
müßten begreifen, daß mit der Aufhebung der Verfaſſung 
auch die Aufhebung eines jeden Rechtes und einer jeden 
Pflicht ausgeſprochen wäre, die durch die Verfaſſung feſtge⸗ 
ſtellt find. Die Reaktionäre können fi bei einigem Nach⸗ 
denken doch unmöglich einbilden, daß durch die Aufhebung 
der Derfaffung ganz einfach derjenige Rechtszuſtand wieder 
hergeſtellt wäre, der vor den Zeiten der Verfaſſung in Gel⸗ 
tung war. Sie müßten doch e daß mit dem Auf⸗ 
hören des Rechtezuftandes, den die Verfaſſung geſchaffen hat, 
jeder Rechtszuſtand überhaupt in Preußen aufhören 
würde. Sie müßten begreifen, daß die Aufhebung der 
Verfaſſung die furchtbarſte Revolution fein würde, 
die ſich denken läßt. Denn mit dieſer Aufhebung würden 
nicht blos, wie die Reaktionäre träumen, die Rechte der 
Volksvertreter, es würden nicht blos die Rechte des Volkes, 
ſondern es würden damit zugleich die Rechte und die Ver⸗ 
pflichtungen der Gerichtshöfe, der Polizei, der Obrigkeiten 
jeder Art, der Miniſter und des Königs ſelbſt für aufgehoben 
erklärt werden, indem alle dieſe Rechte, ſeitdem die Verfaſſung 
beſchworen iſt, auf derſelben ruhen. Es würde an die 
Stelle des Rechtes überall in jedem Kreiſe, in je⸗ 
der Stadt, in jedem Dorf und in jedem Hauſe die 
nackte Gewalt treten. Und das können doch die Reak⸗ 
tionäre ſelbſt nicht wollen, wenn fie irgend wie bei Sinnen find. 
Doch ſelbſtverſtändlich ſind das auch nur Träume, und 
„Träume ſind Schäume“, ſagt das Sprüchwort. Aber auch 
ein Traum kann ſchädlich wirken, wenn es Leute giebt, die 
an ihn glauben. Viele giebt es deren in Preußen freilich 
nicht. Doch haben die verfaſſungstreuen Bürger des Staates 
die eruſte Pflicht, dafür zu ſorgen, daß auch die Wenigen 
nicht durch tolldreiſte Verſuche einen Brand entzünden, der, 
ſo gewiß er auch gelöſcht werden wird, dem Lande und der 
Krone dennoch einen ſchweren Schaden verurſachen würde. 
Warnung für die ländlichen Arbeiter. g 
L. C. Von New⸗Nork bringt die Kölniſche Zeitung eine 
Nachricht, welche die vollſte Beachtung der Preſſe verdient, 
indem wir dadurch auf eine Gefahr aufmerkſam gemacht 
werden, welche unſerer Arbeiter⸗Bevölkerung droht. 
Wer erinnert ſich in Deutſchland nicht der armen Auswan - 


derer nach Braſilien, welche dort in Elend und Noth ver⸗ 
kommen ſind. Sie waren beſtimmt, in jenem Lande die 
Negerſklaven zu erſetzen, und man hatte durch die berüchtig⸗ 
ten Parceria⸗Kontrakte dafür geſorgt, daß die Plan⸗ 
tagen⸗Beſitzer aus Deutſchland billigere Arbeitskräfte bezogen, 
als fie aus Afrika erhielten. Erſt den raſtloſen Bemühungen 
unſeres Landsmannes Sturz gelang es, dieſem Unweſen 
durch eine euergiſche Agitation im Intereſſe der Deutſchen 
zu ſteuern, ohne daß jedoch die vollſtändige Beseitigung diefer . 
und ähnlicher Auswanderungs methoden bewirkt wurde. Jetzt 
nun, wo in den Südſtaaten der Union die Sklaverei zur 
Freude aller ebelgefinnten Menſchen aufgehoben ift, befinden 
ſich die Negerbarone jener Länder in einer ähnlichen Lage 
wie ſeinerzeit die Plantagenbeſitzer in Braſilien. Sie ge⸗ 
brauchen Arbeitskräfte und zwar ſo billige Arbeitskräfte, daß 
ſie den Negern damit Konkurrenz machen können und wo 
ſollen fie dieſe leichter finden, als in Deutſchland? Deshalb 
haben ſie den Plan gefaßt, eine Maſſenauswanderung von 
deutſchen Arbeitern nach dem Süden der Union zu organi- 
ſiren. Es hat ſich zu dieſem Zweck in Montgomery im 
Staate Alabama eine „Agentur für weiße Arbeit“ ge⸗ 
bildet, welche ihre Agenten nach Deutſchland ſchickt, um dort 
einen neuen Menſchenmarkt zu ſuchen, nachdem ſie von den 
Märkten in Guinea und Dahomey nichts mehr beziehen 
dürfen. Die Lockſpeiſe für die Arbeiter beſteht in dem An⸗ 
erbieten von freier Ueberfahrt. Dafür müſſen fie ein Jahr 
arbeilen und erhalten während des Jahres Wohnung und 
Koſt, d. h. die jetzt leer ſtehenden Negerhütten und die 
Negerkoſt, und am Ende des Jahres 150 Dollars (Frauen 
100 Dollars, Kinder von 12—14 Jahren 40 —50 Dollars), 
wovon jedoch pro Kopf 15 Dollars als Ueberfahrtsgeld ab⸗ 
gezogen werden. Wie mancher Arbeiter, wie manche Familie 
wird ſich da nicht verlocken laſſen, indem ſie die Bedingungen 
für ganz günftig unſeyen! ſte ja doch 
in Deutſchlaud nur ſchwer. Aber: Wehe dem Unglücklichen, 
der hingeht. Er muß ein volles Jahr arbeiten, d. h. wird 
er krank, fo muß er die Zeit, in der er arbeitsunfähig war, 
nacharbeiten. Außerdem aber muß er die Koſten ſeiner 
Krankheit und der in ſeiner Familie ſelbſt bezahlen. 
Bei dem ungewohnten heißen Klima und der langen Arbeits- 
zeit (von Tagesaubruch bis 8 Uhr Abends) iſt es nur zu 
gewiß, daß er öfter als ein Mal im erſten Jahre krank wird 
und zwar ſehr krank wird. Die Rechnung aber berichtigt 
fürs erſte ſein Herr und entläßt ihn nicht eher als bis Alles 
abgerechnet ift. Dieſe Koſten find aber, da die meiſten Plan: 
tagen weit von der Stadt entfernt find, wirklich ſehr bedeu⸗ 
tend, und felbft bei einer nur kurze Zeit dauernden Kraukheit 
und bei einem nicht allzu ae Herren iſt es wahrſchein⸗ 
lich, daß der Arbeiter am Ende des Jahres der Schuldner des 
Harn iſt. Dann iſt ſein Schickſal beſiegelt, und das frühere 
Loos der Neger war dem ſeinigen gegenüber ein beneidens⸗ 
werthes, denn deren Geſundheit war wenigſtens eng mit dem 
Geldintereſſe ihrer Herren verbunden. So war der Verlauf 
in Brafilien und ſo würde er auch in dieſem Fall fein, wenn 
Deulſche Arbeiter jo thöricht ſein würden, den Verlockungen 
jener Agenten zu folzen. Wir wiſſen nicht, ob die diple⸗ 
matiſchen Vertreter und die Konſule, welche die deutſchen 
Staaten in Nordamerika haben, ſich der Sache annehmen 
werden und ob durch ihre Vermittelung ſolchem Elende vor⸗ 
ebeugt werden wird. Um ſo mehr 1 1 es uns aber die 

flicht der Preſſe zu ſein, mit allen ihren Kräften gegen 
die Thätigkeit der Agenten jener Geſellſchaft zu arbeiten, und 
unaufhörlich mit Hinweis auf die traurigen Erfahrungen 
früherer Jahre die deutſchen Arbeiter zu warnen, nicht 
auf ſolche Kontrakte hin nach Amerika auszuwandern. 


